
185h, hug. 1981
Für das Nachschlagewerk! Ja )jedoch aus-
Für die Fachpresse! Ja
Für die amtliche Sammlung! Ja )der EntSchei­

dung s gründe

Gesetz; ZPO § 554$ ArbGG §.74 Abs» 1; ZPO § 91a;
ZPO § 55oj BGB §§ 133, 157

Leitsätze; 1= Wird die Revisionsbegründungsfrist um einen
Monat verlängert, obwohl nur eine geringere 
Verlängerung beantragt war, so darf der 
Revisionskläger die volle ihm bewilligte 
Frist ausnutzen,

2c Wenn der Kläger die Erledigung einer von 
vornherein unbegründeten Klage anzeigt und 
beantragt, die Hauptsache für erledigt zu 
erklären, so kann der Beklagte, falls er 
ein schutzwürdiges Interesse daran hat, 
weiterhin die Klageabweisung beantragen.

Aktenzeichen; 2 AZR 482/6o 
Urteil des BAG vom 4° August 1961 LAG Düsseldorf
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AZR_ 482/60
8a 629/59 '.Düsseldorf

rteilstenor/.;; ü ij o C* J—L T. i-1n
August 1961

J Z -L'GikVi} -
e;;; t e Lite 

Is Urkundsbeamter 
2V Gcschaitsstelle

Im IVamen des Volkes!

Urteil
In Sachen

hr.t der Zweite Senat des' Bundesarbeitcgerichts gemäß 
§ 128 Abs. 2 ZPO in der Sitzung vom 3« August 1961 duren 
den Senatspräsidenten Pr. Müller und die Bundesrichter 
Genügen und Pr. Meier-Scherling sowie die Bundesarbcitö­
richter Pr. Zinmermann und Pink für Recht erkannt;

Pie Revision der Klägerin gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Düsseldorf - 4. Kammer - 
vom 14. Oktober I960 - 4 Sa 699/59 - wird auf 
Kosten der Klägerin surückgewiesen,.

_ o

V o n  R e c h o w e g e  n i
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21 - 2

Tatbest and

Der Beklagte war im Angestelltenverhältnis Unternehmens- 
und Betriebes :;rator bei der Klägerin; sein Monatseinkommen 
(Gehalt, Ums;: tz und Gewinnbeteiligung) lag über 10.000 UM mo­
natlich

;u:;. 14. September 1 959 kündigte der Beklagte das Arbeits- 
verhältnis sum 31? Dezember 1959- Die Klägerin stellte ihn 
o.m 15» September 1955 zunächst von der weiteren Dienstlei­
stung frei, forderte ihn dann aber am 1. Oktober 1959 auf, 
seine Tätigkeit bei ihr wieder aufzunehmen. Diesem Verlangen 
kern der Beklagte zunächst nach, kündigte dann aber am 14. Ok­
tober 1 959 uns Arb eitvcrhül tni s nochmals und jetzt fristlos 
mit der 'Begründung, ihm sei von der Klägerin bei der Wieder­
aufnahme; eine entwürdigende Behandlung zuteil geworden. Er 
stellte seine Arbeit für dis Klägerin ein. Die Klägerin er­
heb daraufhin gegen den Beklagten Klage auf Wiederaufnahme 
seiner Tätigkeit,

Am Pc' Oktober 1 959 kam es zwischen den Parteien vor 
dem Landgericht, vor dem die Parteien in einer einstwei­
ligen Verlügungssache miteinander stritten, zu einem Ver­
gleich Die Klägerin hatte nämlich in der Zeit, als der 
Beklagte wieder bei ihr arbeitete, gegen ihn und zwei andere 
Gereonen beim Landgericht eine einstweilige Verfügung er­
wirkt, curch die dem Beklagten untersagt wurde, bis zum 31. 
Dezember 1959 allein oder in Zusammenarbeit mit anderen auf 
aem Gebiete der Unternehmens- und Betriebsberatung tätig 
zu worden. Gegen diese Verfügung hatte der Beklagte Wider­
spruch erhoben. In der auf seinen Widerspruch und den Wider­
spruch sooner Streitgenosson hin angesetzten Verhandlung 
^or dem Landgericht kam es am 26. Oktober 1959 zu folgendem 
vergleich zwischen den Parteien;

"1 Die Antrngsgegner zu 1 - 3 verpflichten sich, 
für sich und für die B C , bis
zum 19, September 1361 es zu unterlassen, in der Bundesrepublik Deutschland und in West- 
Berlin an Kunden der Antragstellerin heranzu­
treten, Das gilt sowohl für Kunden, die ihr bis 
zum 15.10,1959 benannr oder bekannt geworden sind:

a
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3 IS 5
2, Sie verpflichten sich weiter, keine Angestellten 

der Antragstellerin ohne oder gegen deren '.Tillen 
nach deren Ausscheiden aus ihren Diensten hei 
sich einzustcllen oder ihre Dienste in irgend 
einer Weise zu benutzen. Sine Ausnahme gilt 
insoweit, als es sich um Angestellte handelt, 
die sechs Monate lang aus den Diensten der An­
tragstellerin ausgeschieden sind. Dies gilt 
nicht für bereits angcstellte Personen hei den 
Antn .gsgegnerm
Diese Verpflichtung gilt auch umgekehrt im lalle 
der Anstellung von Personen durch die Antragstel­
ler im

3o Die Parteien sind sich darüber ein ifc , ei d iu die 
Antragsgegner berechtigt sind, in der Bundes­
republik Deutschland und in Y/est-Berlin auf den 
Gebiete der Unternehmens- und Betriebsberatung 
tätig zu sein,

4» Die Kosten dieser Verfahren einschließlich des 
Vergleichs werden gegeneinander aufgehoben.

5. Die Parteien sind sich darüber einig, daß damit die erlassenen einstweiligen Verfügungen vom 
12» Oktober 1959 und der Bestrafungsantrag vom 
21. Oktober 1959 in 4 Q 151/59 gegenstandslos 
geworden sind-."

Ober die Auslegung dieses Vergleichs und über die Berechti­
gung der fristlosen Kündigung streiten die Parteien,. Die
Klägerin ist der Ansicht, daß der zwischen den Parteien a 
geschlossene Arbeitsvertrag trotz dieses Vergleiches erst 
am 31. Dezember 1959 geendet habe. Die fris'los 
des Beklagten habe das Arbeitsverhältnis nicht beendet, 
da die Klägerin ihn nicht entwürdigend behandelt habe»

Kündigung

Der Beklagte vertritt die Ansicht, daß das Arbeitsverhält-
nis schon durch eine fristlose Künd igung, spätestens
aber durch den Vergleich beendet worden sei.

Die Klägerin hat beantragt,
den Beklagten zu verurteilen, seine Tätigkeit
bei ihr wieder aufzunehmen,
Dus Arbeitsgericht hat durch Urteil v cm 16o November

1859 die Klage abgewies e n . Es hat ausgeführt, es könne da'
hinge ste 11t bleiben, ob der Beklagte zur Zeit der Erhe-
bung der Klage v e r p f l i a htet gewesen sei, seine -L ct o i // jC G .1 X>
für die Klägerin wieder aufzunehmen, und ob ein wichtiger 
Grund für die fristlose Kündigung des Beklagten Vorgele­
gen habe. Auf joden Fall sei der Beklagte inzwischen durch
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« 4M 4

den Vergleich vorn 26. Oktober 1959 von seiner Arbeitspflicht 
gegenüber der Klägerin befreit worden.

Gegen dieses Urteil hat die Klägerin zunächst mit ihrem 
alten Antrag; den Beklagten zur V/ie der auf nähme seiner Ar­
beit zu verurteilen, Berufung eingelegt. Sie hat dann aber 
mit Schriftsatz vom 6. Januar I960 unter Hinweis darauf, 
daß das Arbeitsverhültnis inzwischen mit dem 31. Dezember 
1959 durch: die ordnungsmäßige Kündigung des Beklagten vom 
14. September 1959 beendet worden sei, den Antrag gestellt, 

die Hauptsache für erledigt zu erklären und dem 
Beklagten die Kosten des Rechtsstreits aufzuerlegen, 

während der Beklagte weiterhin Klageabweisung begehrt hat.
Das Landesarbeitsgericht hat das Urteil des Arbeitsge­

richts zum Teil abgeändert-. Es hat nämlich den Rechtsstreit 
für die Zeit bis zum 26. Oktober in der Hauptsache für er­
ledigt erklärt und für die folgende Zeit die Klage abge­
wiesen. Die Kosten des Rechtsstreits hat das Landesarbeits- 
gericht zu 67/78 der Klägerin und 11/78 dem Beklagten auf­
erlegt .

Gegen dieses Urteil hat die Klägerin Revision mit dem 
/.nt-rage eingelegt, den gesamten Rechtsstreit in der Haupt­
sache für erledigt zu erklären und die Kosten dem Beklagten 
auf zuerlegen, während der Beklagte..: die Zurückweisung der 
Revision erstrebt.

Entscheidungsgründ e 

L  Dia Revision ist zulässig.
1 Die Klägerin hat, nachdem sie ihre Revision am 19„ 
Dezember i960 eirg ersieht hatte, am 17. Januar 1961 gebeten, 
ihr die Revisionsbegründungsfrist um zwei 7/ochen zu verlän­
gern. Der amtierende Senatsvorsitzende hat daraufhin die 
Revisionsbegründungöfrist verlängert, und zwar um einen Mo­
nat bis zum 19. Februar 1961. Am 17. Februar 1961 hat die 
Klägerin die Revisionsbegründung eingereicht, also zu einem 
Zeitpunkt, der jenseits der beantragten Fristverlängerung 
lag. Dennoch ist die Revisionsbegründung rechtzeitig einge-

- 2 -
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iS 5
gangen, weil sie noch innerhalb 
willigten Uachfrist bei Gericht 
nicht der Antrag, sondern die Fr

der vom Vorsitzenden 
vorlag. lntschoidexid 
istverlängerungsverfilgung

11

s Vorsitzendenc Auch wenn und soweit für die Fristver- 
hgerungsverfügung ein Antrag fehlt, ward die Fristver-
ngerungeverfügung nicht nichtig, sondern bleibt als ein

vom Vorsitzenden des Gerichts im Rahmen seiner Zuständig­
keit erlassener Akt in Kraft (vgl. RGZ 160, 507 /509/’; BGB 
LI.! Kr« 3 zu § 554 ZPO)» Seine Zuständigkeit hatte der Vor- 
sitzende damit gewahrt, daß er mit seiner Verfügung die 
Monatsfrist des § 74 Abs. 1 Satz 2 ArbGG nicht überschritt« 
Lie Frage, ob eine diese Monatsfrist überschreitende Ver­
längerung als Verlängerung bis zur gesetzlich möglichen
Höchstdauer anzusehen ist, braucht daher nicht entschie­
den zu werden« Ob der Vorsitzende die über den Antrag 
hinausgehende Verlängerung wieder hätte Zurücknahmen kön­
nen und wann eine solche Zurücknahme hätte erfolgen müs­
sen. braucht ebenfalls nicht entschieden zu werden. Eine 
Zurücknehme ist nicht erfolgt.
2, Die Klägerin wendet sich mit ihrer Revision gegen 
das landeserbeitsgorichtliche Urteil, soweit es ihrem An­
trag, die Hauptsache für erledigt zu erklären, nicht ent­
sprochen hat» Das Landesarbeitsgericht hat den Rechtsstreit 
in dem die Parteien darüber streiten, ob der Beklagte vom 
15« Oktober bis 51» Dezember 1959 für die Klägerin zu ar-
;it en verpflichtet war, nur für die Zeit bis :um )kto-

ber
o.i e

■ 59 der Hauptsache für erledigt erklärt, aber für
restliche Zeit die Klage abgewiesen. Die Kosten hat es

eindeutig mit Rücksicht darauf, daß auf den Zeitraum, für 
den es die Hauptsache für erledigt erklärt hat, 11 Tage de 
insgesamt strittigen 78 Tage entfallen und auf den Zeit­
raum, für den es die Klage abgewiesen hat, 67 Tage, zu 
11/78 dem Beklagten und zu 67/78 der Klägerin auferlegt« 
hie Revision der Klägerin erstrebt nicht nur eine andere 
Kostenentscheidurig, sondern eine andere Sachentseheidung
und wegen dieser anderen Sachentscheidung auch eine andere 
Ko s t en e nt s che idung. Die Bestimmungen über die Anfechtung
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A*. 6 -

der isolierten Kostenentscheidung nach § 91 a ZPO in Verbin­
dung nit § 567 Abs» 3 ZPO und § 70 ArbGG stehen daher der 
Lu 1 hpsi g k e i t der Revision nicht entgegen»

Riese Bestimmungen sind auch nicht analog anzuwenden»
Oie Klägerin greift das Urteil des Landesarbeitsgerichts 
run einmal deshalb an, weil es durch Klageabweisung sachlich 
entschieden und nicht, dem Anträge der Klägerin entsprechend, 
den gesamten Rechtsstreit für erledigt erklärt hat» Pas Lan- 
dVsarbeitsgericht hat dadurch, daß es entgegen dem Antrag 
der Klägerin auf Erledigungserklärung dem Antrag des Beklag­
ten auf 11 Egeabweisung stattgab, insoweit eine Entscheidung 
in der Hauptsache getroffen, die, da die sonstigen Voraus­
setzungen gegeben sind, mit der Revision angreifbar ist (EGZ 
114, 250 /2p2/)-
II. Ido Revision ist nicht begründet»
1 Bas Landcsarbeitsgericht hat für den allein in der Re- 
visionsirutans noch interessierenden Zeitraum vom 27» Okto­
ber eis 31- bezember 1959 die Klage aus der Erwägung abge­
wiesen, daß durch den am 26. Oktober 1959 abgeschlossenen 
Vergleich die Arbeitspflicht des Beklagten für die Beige­
s’, eIt ■ veggefallen sei

Hiergegen wendet sich die Revision, indem sie die Aus­
legung , die das Lsndesarbeitsgericht dem am 26. Oktober 1959 
ab geschlosscnen Vergleich gegeben hat, mit prozessualen und
mteriollen Rügen bekämpft.

•cr:lb crheM sich Vdoch die Frage, ob das Landes.»-
beitsgericht überhaupt noch auf Klageabweisung erkennen
durfte» nacneem der Klager statt des Klageantrages den An­
trag auf Sri ed:Igungserklärung gestellt hatte. Durfte es das 
nicht, so mußte jetzt ohne Rücksicht auf die materielle 
Beurteilung der zwischen den Parteien strittigen Rechts-

dem Revisions antrage der Klägerin stattgegeben werden,
J. .L C-. w

„nd eö v/äron die Kosten dem Beklagten aufzuerlegen, weil 
c- statt sich dem Anträge der Klägerin, die Hauptsache für 
erledigt zu cr^lürcn’ anzuschließen, die Xlageabweisung be­
antragt hat» er ratio dann etwas 
hätte sugob.Lxligt werden dürfen, 
digung der Iure pt sacke ausgehende

begehrt, was ihm niemals 
Eine allein von der Erle- 
Kost e nentscheidung steht
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7 185
nicht in Rede.

Zu entscheiden ist bei dem vorliegenden Sachverhalt 
des näheren die Frage, ob der Behlagte, wenn der unmittel­
bare Streit der Parteien durch Zeitablauf oder ein ähnlich"1
■■■raise:'es Ereignis gegenstandslos geworden ist, das Recht

ls serbehält, durch klageabweisendes Urteil feststellen zu 
daß die klage von vornherein unbegründet war, oder ob er 
darauf angewiesen ist, sich der Erledigungserklärung des 
Klägers anzuschließen und sich mit einer KostenentSchei­
dung aus § 31 a ZPO zu begnügen» Wegen der Kündigung des 
beklagten vom 14» September zum 31 = Dezember 1359 konnte 
eine Arbeitsverpflichtung desselben ab 1» Januar I960 nicht 
mehr in Frage kommen» Diese Kündigung hat die Klägerin 
nicht angegriffen, und .sie blieb wegen des Interessenstand 
Punktes des Beklagten auch auf rechterhalten.,

Die hier zu prüfende Frage ist von Rechtsprechung und 
Rechtslehre mehrfach behandelt, aber nicht einhellig beant­
wortet worden»

So wird in einer Entscheidung des Kammergerichts (OLG 
39, 42) ausgeführt, daß die Abweisung eines gar nicht mehr 
gestellten Klageantrages nicht möglich sei; wenn der Klä­
ger die Erledigung angezeigt hat und nur die Erledigungs­
erklärung sowie eine ihm günstige Kostenentscheidung er­
strebt, sei eben nichts mehr vorhanden, was noch abgewie­
sen werden könne»

Das Reichsgericht sieht in dem vom Beklagten nicht 
mitaufgenommenen Antrag eines Klägers, die Hauptsache für 
erledigt zu erklären, die Behauptung, daß die Klage zu­
nächst zulässig und begründet gewesen und erst durch ein
nachträgliches 
den sei (EG JVJ 
dem Beklagten d 
standoner Fall

Ereignis unbegründet oder unzulässig gewor- 
1920, 557 Nr. 12 /55§/). Es räumt demgemäß 
as Recht ein, darzulegen, daß ein so ver- 
der Erledigung schon deshalb nicht vorliege 9

weil ein Anspruch, der durch ein äußeres nach Klageerhe­
bung eingetretene! Ereigni sich hätte '-.erledigen können,
nie bestanden habe. Es gibt somit dem Beklagten 
weiterhin die Abweisung der Klage zu beantragen, 
von Anfang an unbegründet war (RG, aaO; RGZ 156,

das Recht, 
wenn diese 
372 /3767')
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Während also das Kammergepicht in der oben angcxahrtcn 
meint es sei, wenn der Kläger statt des ur 
ageentrages den Antrag auf Erledigungserkxa- 

ruK& stellt? nichts vorhanden, was noch abgewiesen wer en 
•••ür-ncj » niirxit das Reichsgericht an, daß her exner von '̂,“'â  

un tegr; index en Klage nichts da sei, was diu cn >-in 
11 ingn3 s erleöigt v;erden k6nne.

Rosenberg (Lehrbuch des Zivilprozeßrechts, 8. Audi.,
566) gesteht ebenfalls dem Besagten, wenn der Klager re 

Hauptsache für erledigt erklärt, der Klcgeanspruch aber von
vornherein

watscheidung v 
srrtäglichen Kl;

dies er 
d

und ü qr ü ndet war , d a s Reeht zu, weiterhin die Ab - 
age zu verlangen, 

tuen ioezorek (Kommentar zur Zivilprozeßordnung) ist
“(-•isung der K1

nnsrciri.. Er fuhrt zu § 91 a ZPO (Anim A II a 2) aus.
d e  arledigriigserklärung unbegründet sei, wenn die Klage 

-enon vorher unbegründet war und daß demgemäß die Klage mit 
t""f cstoniast gegen den Kläger abzuweisen sei.

xie On t er s che id ung zwischen der von Anfang an unbegrün- 
:-u:;c.eri und erst durch ein äußeres Ere ignis nach Klageerhebung 
urioegr '-nciet gewordenen Klage spricht auch Göppinger in seiner 
Hujiicgraphie "Die Erledigung des Rechtsstreits in der Haupt- 
Stacii':'' auf Seite 55 an. Es heißt dort des näheren, ein 
in Presse des B- klagten, den Kläger an der "erst im laufe 
'''vV — chtcStreites infolge eines Ereignisses unbegründet ge- 
•toruewon Kl-ge" festzuhalten, könne nicht anerkannt werden, 
--er L'.o.üogte sei durch den Zwang zur Begründung der Erle- 
cigungoor.aia.rung, ferner in dem Falle, daß die Erledigungs- 
krriorung unzulässig oder unbegründet sei, durch die Mög- 
-ichixoit des Klageabweisungsantrags ausreichend geschützt,
;s ueuue, eben wenn man berücksichtigt, daß von einer erst 

1,3 •L,;arxc des Rechtsstreits unbegründet gewordenen Klage die 
■'-ocw ist, gerade auch die Möglichkeit der Klageabweisung für 
uei- -Di- der von Anfang an unbegründeten Klage miteinschlie- 
i“eri< Andererceits sagt Göppinger aber auf Seite 69 und 116 
ganz allgemein, daß bei objektiv gegebener Erledigung der 
,-c-ue 1,euere eine Prüfung zu unterlassen sei, ob der Klagean- 
apruc.; ursprünglich begründet war.

Stein- Jorias-Schonke und Baumbach-Laut erb ach nehmen in
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ihren Kommentaren zur Zivilprozeßordnung einen vermitteln­
den Standpunkt ein. Sie gestehen dem Beklagten, wenn der 
Kläger die Erledigung der Hauptsache anzeigt, das Recht 
zu, die Abweisung einer von Anfang an unbegründeten Klage 
zu begehren, jedoch unter der Voraussetzung, daß er ein 
rechtliches Interesse an der in der Klageabweisung liegen­
den negativen Feststellung hat (vgl« Stein-Jonas-Schönke, 
ZPO, 18. Aufl., § 91 a Anm. V; Baumbach-Lauterbach, ZPO,
25, Auf 1 „, § 91 a Anm. 2).

Liese Meinung hat in der Rechtsprechung weitgehend 
Anklang gefunden. Das Oberlandesgericht München, das u„a. 
ihr gefolgt ist, führt dabei noch aus, daß der Beklagte 
dann, wenn der Kläger die Erledigungserklärung erstrebt 
und damit endgültig auf eine Sachentscheidung verzichtet, 
in der Regel kein rechtliches Interesse an der Klageab- 
weisung mehr habe (MDR 57, 298 /299/)° Auch der Erste 
Senat des Bundesarbeitsgerichts hat das - auf die Ent­
scheidung des Öberlandesgerichts München verweisend und 
trotz seiner Erwähnung von Göppinger, S. 69 - in seiner 
Entscheidung vom 4. Dezember 1959 in 1 AZR 321/59 ausge­
sprochen, in der er eine frühere Entscheidung vom 25. Apri: 
1958 in 1 AZR 254/55 vertieft und ergänzt hat. Der Erste 
Senat hat in der Entscheidung vom 4. Dezember 1959 ausge­
führt, es sei zumutbar, vom Beklagten zu verlangen, daß er 
sich prozeßökonomisch verhalte und sich der Erledigungs­
erklärung "nicht grundlos” widersetze.

Dem folgt der erkennende Senat. Sr ist mit dem Ersten 
Senat wie auch mit dem Cberlandesgericht München der An­
sicht, daß in der Regel dann, wenn der unmittelbare Streit 
der Parteien durch ein äußeres Ereignis gegenstandslos ge­
worden ist, der Beklagte kein schutzwertes Interesse mehr 
an der Xlageabweisung hat, wenn der Kläger die Erledigung 
der Hauptsache angezeigt hat und eine entsprechende Erle- 
digungserklärung erstrebt. Es ist dein Beklagten in der Tat 
aus Gründen der Prozeßökonomie zuzumüten, sich nicht grund­
los der Erledigungserklärung zu widersetzen. Daraus folgt 
zugleich, daß der Kläger den Klageabweisungsantrag dann
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stützende "Ergebnis dient damit insbesondere auch den Bedürf­
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nes von hause aus keine Beurteilung, die die Sach- und Rechts­
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aufrecht erhalten, so war nun weiter zu prüfen, ob dieser 
-Antrag materiell begründet ist, ob also der Beklagte durch 
den Vergleich vom 26. Oktober 1959 von weiterer Arbeits­
leistung für die Klägerin befreit worden ist.

Bas Lendesarbeitsgericht hat den ProzeBvergleicli vom 
26. Oktober 1359, zweifelsfrei einen atypischen Individual­
vertrag, dahin ausgelegt, daß der Beklagte durch ihn von 
seiner weiteren Arbeitspflicht gegenüber der Klägerin be­
freit -werden sollte. An diese Auslegung ist das Revisions­
gericht gebunden, es sei denn, daß das Landesarbeitsgericht 
gegen gesetzliche Auslegungsregeln, gegen Benkgesetze und 
gegen allgemeine Erfahrungssätze verstoßen hätte.

Bie Revision rügt, daß das Landesarbeitsgericht bei 
seiner Auslegung den Wortlaut des Vergleichs nicht genügend 
beachtet habe. Biese aus § 133 BGB herzuleitende materiel­
le Rüge - Ausgangspunkt bei der Feststellung des Inhalts 
einer Willenserklärung und eines Vertrags ist stets der 
'Wortlaut, bei eindeutiger Bedeutungsklarheit des Wortlauts 
ist eine Auslegung nicht möglich (allgemeine Meinung, u.a. 
KGE-Komm., 3GB, 11. Aufl., § 133 Anm. 1) - greift jedoch 
nicht durch. Benn, wie das Landesarbeitsgericht zutreffend 
erkannt hat, ist der Wortlaut des Vergleichs nicht ein­
deutig. Der Vergleich sagt ausdrücklich weder, daß die Ar­
beitspflicht des Beklagten weiter besteht, noch daß sie 
v.cgfällt. Die Bestimmung der Ziff. 3, die dem Kläger das 
Recht einräumt, auf dem Gebiete der Unternehmens- und Be­
triebsberatung tätig zu werden, läßt - rein vom Wortlaut 
aus betrachtet - beide Auffassungen zu, nämlich die vom 
Beklagten vertretene, daß er nunmehr seiner Verpflichtung 
für die Klägerin ledig sei, wie auch die von der Klägerin 
vertretene, daß dem Beklagten nur das Recht zu einer Reben- 
tütigkeit eingeräumt sei.

Bas landesarbeitsgericht war also gemäß §§ 133, 157 
BGB gehalten, hier unter Berücksichtigung der Umstände nach 
freu und Glauben und mit Rücksicht auf die Verkehrssitte 
eine sinngemäße Auslegung zu suchen.
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'Das hat das Landesarbeitsgericht 
Heranziehung anderer Bestimmungen des

getan. Es hat unter 
Vergleichs und unter

rücksiehtigung der Aussagen der Sichter, vor denen der
Vergleich abgeschlossen worden ist, den Vergleich dahin
nusgelegt daß durch ihn die Arbeitspflicht des Beklagten
i'ir die Klägerin Wegfällen solle. Aus der Vergleichs- 
beStimmung, daß sich der Beklagte verpflichtet, keine 
Angestellten der Klägerin abzuvverben, und der weiteren 
Bestimmung, daß diese Verpflichtung nicht auf bereits 
abgeworbe ne gilt, hat das Landesarbeitsgericht entnommen, 
daß an eine Loppeltätigkeit des Beklagten sowohl bei der 
Klägerin wie einem Konkurrenzunternehmen nicht gedacht 
worden sei. Aus den Aussagen der Richter P und
B hat das Landesarbeitsgericht entnommen, daß
die Parteien bei Vergleichsabschluß ersichtlich davon 
ausgegangen seien, daß von nun an eine Freistellung des 
Beklagten aus den Diensten der Klägerin erfolgen solle. 
Demgemäß bleibe, so führt das Landesarbeitsgericht aus, 
die Tatsache, daß es zu einer Einigung Uber die Fortführung 
des arbeitsgerichtlichen Prozesses nicht gekommen sei, 
ni cht en 1 scheidend.

Liesen Ausführungen des Landesarbeitsgerichts wirft 
die Revision vor, sie hätten Sinn und Zweck des Verglei­
ches verkannt. Der Zweck des Vergleichs habe nur darin 
bestanden, die V/e11bewarbsSphären der Klägerin und des vom 
Beklagten und seinen Streitgenossen neu gegründeten Kon­
kurrenzunternehmens abzugrenzen. Deshalb könne in der 
großzügig von der Klägerin dem Beklagten erteilten Erlaub­
nis-, in seinem Konkurrenzunternehmen auf dem Gebiete der 
r'ntornchmens- und Betriebsberatung tätig zu sein, keine 
Suspendierung der Arbeitspflicht gesehen werden. Beide Tä­
tigkeiten des Beklagten seien auch miteinander vereinbar.
Der Kläger hätte auch die Arbeit in der Konkurrenzfirma 
seinem Streitgenossen überlassen und sich zunächst mit 
seiner Kapitalbeteiligung begnügen können. Außerdem verkenne 
das Landecarbeitsgericht, daß der Beklagte, der Gesellschaf­
ter der neu gegründeten Konkurrenzfirma war, gar nicht unter
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die für Angestellte geltende Bestimmung der Ziff» 2 des 
Vergleichs falle»

.Auch diesen Angriffen der Revision hält das Urteil 
stand »Benkgesetz:. ich sind beide Auslegungen möglich; das 
Landesarbcitsgerient hat sich aus logisch einwandfreien 
Grinden - also ohne Rechteverstoß - für die eine entschie­
den» Hieran ist das Revisionsgericht gebunden»

Auch soweit die Revision ihre Angriffe auf § 286 ZPO 
stützt, kann ihr nicht gefolgt werden« Das landesar'beits- 
gericht hat nicht gegen den Beweisgrundsatz, daß eine Ver­
mutung für die Vollständigkeit einer Urkunde spreche, ver­
stoßen, Das Landesarbeitsgericht hat den V/egfall der Ar- 
beits flicht des Beklagten nicht aus einer neben dem pro­
tokollierten Vergleich getroffenen Abmachung, sondern aus 
den Bestimmungen des Vergleichs selbst, wie sie nach den 
Umständen auszulegen sind, entnommen«

Es ist dabei nicht zu beanstanden, daß das Landes­
arbeitsgericht wegen der Auslegung des Vergleichs die 
dichter ge ört hat, vor denen der Vergleich abgeschlossen 
worden ist« Das Landesarbeitsgericht hat nicht, wie ihm 
die Revision vorwirft, die Auffassung der Richter über In­
halt und Bedeutung des Vergleichs erforscht, sondern hat

/tatsächlich ermittelt, was damals bei Abschluß des Ver- 
gleiche die Parteien vor den Richtern erklärt und zum Aus­
druck ge;,rächt haben» Darin liegt kein Rechtsverstoß, ins­
besondere nicht die gerügte Verletzung des § 286 ZPO«

Daß das arbeitsgerichtliche Verfahren nicht wie andere 
durch den Vergleich erledigte Verfahren in Ziff» 5 des 
Vergleichs aufgeführt worden ist, spricht nicht gegen die 
Auffassung des Landesarbeitsgerichts» Die üichtaufführung 
des arboitsgerichtlichen Verfahrens ist nicht auffällig» 
Denn auch wenn die Parteien davon ausgegangen sind, daß 
spätestens) mit Abschluß des Vergleichs die Verpflichtung 

des Beklagten, für die Klägerin zu arbeiten, wegfallen sol­
le, so war damit doch noch nicht der arbeitsgerichtliche 
Prozeß entschieden. Denn in diesem vertrat bekanntlich 
der Beklagte die Ansicht, daß er bereits vom 14. Oktober
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19 59 ab, den Tage seiner fristlosen Kündigung, berechtigt war, 
die Arbeit für die Klägerin einzustellen.

Die Auslegung, die das Landesarbeitsgericirt dem Vergleich 
aer Parteien vorn 26. Oil tob er 1959 gegeben hat, läßt nach alle­
dem einen Koch'/.sfehler nicht erkennen.

gez... Dr. fuller Schilgen Dr. Meier-Scherling

Er. Zinmermannn Fink
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